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Bund der
Strafvollzugsbediensteten

Deutschlands (BSBD)

Fachzeitschrift
für die Bediensteten des
Justizvollzugs

Im Fachteil:

● Kein Schadensersatz für Haft in drangvoller Enge (BGH-Urteil)

● BSBD-Stellungnahme zu Änderungsentwurf Maßregelvollzug,
Rechtsprechung, Aktuelles Dezember 2004
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Der Kommentar von Wilhelm Bokermann

JM Wolfgang Gerhards und die von ihm 
verfolgte Privatisierung vollzuglicher Aufgaben
Alle Jahre wieder: Irrungen und Wirrungen eines NRW-Justizministers

Kürzlich, am 26. Oktober 2004, hielt sich der nordrhein-westfälische Justizminister Wolfgang Ger-
hards „mit wenig Begeisterung, aber voller Diensteifer“ in der JVA Attendorn − einer Einrichtung
des offenen Vollzuges − auf, „um mit Anstaltsleitung und Personalrat über einen Auftrag des

Landtags zu sprechen“. So stand es jedenfalls in der „Siegener Zeitung“ vom 28. Oktober 2004. Be-
reits wenige Tage zuvor hatte Gerhards für eben diesen Auftrag in der JVA Wuppertal − einer Einrich-
tung des geschlossenen Vollzuges − um Unterstützung und Verständnis geworben.

Der politische Auftrag
War der Justizminister etwa
in geheimer Mission unter-
wegs? Weit gefehlt. Bei der Er-
füllung seines Auftrages für
den Landtag handelte es sich
„nur“ um einen Antrag der
Fraktionen von SPD und
Bündnis 90/DIE GRÜNEN
vom 24. Juni 2003 (Drucksa-
che 13/4o59) mit der Maßga-
be, „Private Dienstleistun-
gen in den Strafvollzug ver-
stärkt ein(zu)binden“, ein-
hergehend mit der Zielset-
zung, „Haushaltsmittel ein-
zusparen und privates Kapi-
tal zu mobilisieren“. Kon-
kret ging und geht es dabei
noch immer um die Prüfung
● der Realisierung des PPP-

Modellprojektes in Düssel-
dorf-Ratingen,

● der Übertragung der Ver-
hältnisse der Abschiebe-
hafteinrichtung Büren auf

die Abschiebehafteinrich-
tungen in Moers *) und
Neuss sowie

● der Übertragbarkeit des
PPP-Modellprojektes (Ein-
satz weiterer privater
Dienstleister) auf die „Be-
reiche im allgemeinen Jus-
tizvollzug“.

*) Anmerkung des Verf.: Die
Verlegung der Gefangenen
der Abschiebehafteinrich-
tung in Moers in die Abschie-
behafteinrichtung in Büren
soll voraussichtlich zu Beginn
des Jahres 2oo5 erfolgen.

Erwähnenswert ist, dass die
FDP-Landtagsfraktion weni-
ge Tage später, am 3. Juli
2003, eine Entschließung zu
dem zuvor genannten rot-grü-
nen Antrag „auf den Weg“
brachte (Drucksache 13/
4114), zu der der Vorsitzende

des Rechtsausschusses MdL
Dr. Robert Orth (FDP) anläss-
lich der Plenardebatte vom 3.
Juli 2003 u.a. erklärend aus-
führte: „...Der Einsatz der Pri-
vaten darf eben nicht als Ein-
sparquelle verstanden wer-
den, sondern wir wollen (da-
mit) die Qualitätsverbesse-
rung...“ − sic! (Plenarprotokoll
13/95, S. 9529).
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Späte Einsichten?
Doch zurück nach Atten-
dorn. Dort sollen − so weiß die
„Siegener Zeitung“ zu berich-
ten − „schon im nächsten
Jahr, so die Planungen, ......
elf Stellen nicht mehr von Be-
amten, sondern von privaten
Mitarbeitern eines Dienstleis-
ters besetzt werden....“. Die elf
Beamten werden entweder

umgesetzt oder versetzt, wo-
bei erzwungene Versetzungen
nur als letztes Mittel ange-
dacht seien. Der Minister ha-
be bei seinem diesbezügli-
chen Vortrag „skeptisch“ ge-
wirkt. Sodann fährt das Blatt
fort: „Gerhards erklärte, dass
dies zum einen nicht einfach
umzusetzen sei, zum anderen
auch viele Vorbehalte dage-
gen bestünden“.
Welche Einsichten des Minis-
ters! Das ist aber noch nicht
alles. Die „Siegener Zeitung“
stellt abschließend fest, Jus-
tizminister Gerhards habe
„im Anschluss an das Treffen
mit der Anstaltsleitung und
Mitarbeitern keinen Hehl da-
raus gemacht, dass er kein
großer Freund dieser Pläne
sei“. Wörtliches Gerhards-Zi-
tat:

„Ich halte die Risiken für
größer, als die möglichen
Gewinne,
aber ich werde mich hüten,
das Ganze nicht eingehend
zu prüfen, wie der Landtag
es will“.

Irrungen und
Wirrungen
Fast ist man geneigt, Mitleid
mit einem derart in die Pflicht
genommenen Justizminister
zu empfinden. Wäre da nicht
sein ach so „kurzes“ Gedächt-
nis. So war am 9. März 2003 in
der „Welt am Sonntag“ - also
über 3 Monate vor dem An-
trag der Koalitionsfraktionen
− unter Berufung auf Justiz-
minister Gerhards zu lesen,
dass „überall, wo es geht“, in
den überfüllten Gefängnissen
Beamte durch Dienstleister
ersetzt werden sollen. Wört-
lich wird der Justizminister
dort u.a. wie folgt zitiert: „Da
wird niemanden, schon gar
nicht den zur Arbeit einge-
setzten Häftlingen, etwas
weggenommen. Wir setzten
nur fort, was in der Abschie-
behaftanstalt Büren seit 1o
Jahren reibungslos funktio-
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niert.“ Wenige Tage zuvor −
am 5. März 2003 − hatte die in
Düsseldorf erscheinende
„Rheinische Post“ dem NRW-
Justizminister ob seines Pri-
vatisierungsvorstoßes bereits
bescheinigt: „Minister hat
vom Justizvollzug keine Ah-
nung!“
Nahezu zwangsläufig stellt
sich die Frage: Wer hat eigent-
lich wen 2003 angeschoben,

die Privatisierung vollzugli-
cher Aufgaben im NRW-Straf-
vollzug voran zu treiben? Und
wer bekommt jetzt scheinbar
„kalte Füße“?
Die Pläne des Justizministers
stoßen nicht nur bei den
meisten Vollzugspraktikern
auf große Skepsis, sondern
auch bei der CDU-Landtags-
fraktion. Und dies wahrlich
nicht ohne Grund.

Das Vorspiel von 1998
Bereits im Mai 1998 hatte der
damalige Justizminister Dr.
Fritz Behrens − derzeit In-
nenminister des Landes NRW
− vorgeschlagen, Teile voll-
zuglicher Aufgaben im offe-
nen Vollzug zu privatisieren.
Übrigens, auch er berief sich
auf die angeblich so guten Er-
fahrungen mit dem privaten
Wachpersonal in der Abschie-
behafteinrichtung in Büren.
Dabei kann im Nachhinein
noch ein fader Beigeschmack
aufkommen, wenn man be-
denkt, dass der damalige Ab-
teilungsleiter „Strafvollzug“
des NRW-Justizministeriums
nach seiner Pensionierung
Ende Mai 2001 beratend für
das in Büren engagierte Si-
cherheitsunternehmen Köt-
ter tätig geworden ist.
Ein bekannter Vollzugsprak-
tiker charakterisierte seiner-
zeit die beabsichtigte Umset-
zung des sogenannten „Büre-
ner Modells“ auf den offenen
Vollzug wie folgt:

„Das ist so, als wenn man Gips
und Puderzucker auf Grund
vergleichbaren Aussehens
auch eine vergleichbare Wir-
kung zuschreiben würde“.
Dank der nachdrücklichen
Unterstützung der CDU-Land-
tagsfraktion, allen voran deren
damalige rechtspolitische
Sprecherin Maria Theresia
Opladen, aber auch begleitet
von der Einsichtsfähigkeit der
seinerzeitigen rechtspoliti-
schen Sprecher von SPD und
Bündnis 9o/DIE GRÜNEN,
Robert Krumbein und Chris-
tiane Bainski − beide gehören
dem NRW-Parlament leider
nicht mehr an − konnte das
Vorhaben der rot-grünen Lan-
desregierung in letzter Minute
gestoppt werden. Die seitens
des Justizministeriums vor-
gerechneten Einsparpoten-
tiale hatten sich aufgrund
der vom BSBD angestellten
Personalkostenberechnun-
gen allesamt als „Potemkin-
sche Dörfer“ erwiesen.

Fakten und nochmals Fakten
Zudem hatte der an der Uni-
versität Bielelfeld lehrende
Staatsrechtler Prof. Dr.
Christoph Gusy in seinem
Anfang 1999 vorgestellten
und bundesweit besonderes
Interesse auslösenden
Rechtsgutachten „Grenzen
des Einsatzes privater Si-
cherheitsdienste im Straf-
vollzug“ für jedermann
schlüssig belegt, dass sich der
damals geplante Einsatz al-

lein aus Rechtsgründen ver-
bietet.
An dieser Sach- und Rechts-
lage hat sich bis heute
nichts geändert! 
Der BSBD hat mit einem ak-
tuellen Kostenvergleich − wie
auch schon 1998 − nachvoll-
ziehbar und bislang unwider-
sprochen dargelegt, dass die
Gesamtkosten je Arbeitsstun-
de für einen Justizvollzugsan-
gestellten in Verg.Gr. VII BAT

− der zudem hoheitliche Auf-
gaben wahrnehmen darf (!) −
geringfügig unter denen lie-
gen, die z.B. die in der Ab-
schiebehafteinrichtung in
Büren tätige Firma Kötter

dem Justizfiskus für ihre je-
weils erst anzulernenden
„Verwaltungshelfer“ derzeit
regelmäßig berechnet. 

Aber es kommt noch besser!

Deloitte Consulting 
und das PPP-Modell
Die Deloitte Business Consul-
ting GmbH bestätigte unter
dem 31. März 2003 im Rah-
men des von ihr für das Fi-
nanzministerium NRW (Auf-
traggeber) erstellten Kosten-
vergleichs für ein Pilotprojekt
„Neubau und Betrieb einer
Justizvollzugsanstalt“ im
Rahmen der Public Private
Partnership Initiative des
Landes NRW u.a. sinngemäß:
Der Vergleich der Barwerter-
gebnisse für die Eigenlösung
und das PPP-Modell mache
deutlich, dass ein wesentli-
cher Effizienzvorteil aus der
erwarteten Einsparung beim
Bau und der günstigeren Bau-
unterhaltung resultiere. Für
die Erstausstattung und die
Gebäudebetriebskosten seien
keine wesentlichen Verbesse-
rungen zu erzielen, weil der
private Investor Risikoauf-
schläge an den Mieter berech-
ne, wodurch die angenomme-
ne Einsparung bei der Be-
schaffung und Bewirtschaf-
tung kompensiert werde. Zu-
dem seien für den Bereich des
JVA-Betriebs deutliche Ein-
sparpotentiale für die über-
tragbaren Funktionsbereiche
und -anteile festgestellt wor-
den, wobei jedoch diese Vor-
teile durch die Gewinnzu-
schläge der privaten Betrei-
ber und die Mehrwertsteu-
erbelastung des Serviceent-
gelts aufgezehrt würden.
Damit kommt die Deloitte
Consulting zu einem noch
eindeutigeren Ergebnis als
die Gewerkschaft Strafvoll-
zug, zumal das Beratungsun-
ternehmen die Kosten der Pri-
vaten mit den höheren Perso-
nalkosten für beamtete Kräf-
te verglichen hat. Mit einem

solchen Ergebnis dürften die
selbsternannten Reformer
wohl kaum gerechnet haben!
Von daher verwundert es
kaum, wenn der NRW-Justiz-
minister scheinbar„kalte Fü-
ße“ bekommen hat. Und einen
Anlass zum Schmunzeln gibt
es zudem auch noch. Jüngst
erklärte Justizminister Ger-
hards im Zusammenhang mit
der Privatisierung der Ge-
richtsvollzieher ausweislich
der „Ruhr Nachrichten“: „Ich
möchte keine schwarzen She-
riffs haben“.
Ist das nicht drollig?
Mittlerweile ist die Lage aber
zu ernst, als dass man auf
Grund (zu) später Einsichten
des Justizministers darüber
hinweggehen könnte. Einzi-
ger politischer Mahner bei
dem Vorhaben der Landesre-
gierung ist immer wieder die
CDU-Landtagsfraktion, die
die Sicherheit im Strafvollzug
nicht durch unüberlegte Pri-
vatisierungsmodelle gefähr-
det wissen will. Sie möchte
aus guten Gründen die staat-
liche Pflichtaufgabe „Straf-
vollzug“ nicht nach anglo-
amerikanischem Muster um-
gestaltet wissen. Der rechts-
politische Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion MdL Peter
Biesenbach brachte es auf
den Punkt: „Für die Sicher-
heit im Strafvollzug brau-
chen wir Profis!“
Dem ist aus der Sicht des Voll-
zuges kaum etwas hinzuzufü-
gen. 
Bleibt nur noch die Frage, ob
die rot-grüne Landesregie-
rung − wie 1998 − bereit ist,
aus Fehlern zu lernen und
dies gegebenenfalls noch
rechtzeitig! 

Eingriffs- und Sicherungstechniken:

Besondere Übungsräume bei der Justizvollzugsschule NRW geschaffen

Mehr als 120 Teilneh-
mer aus allen Justiz-
vollzugsanstalten des

Landes, Vertreter der Auf-
sichtsbehörden und der Polizei
sowie weitere geladene Gäste

zählten die Veranstalter am
04.11.2004 in den Räumen
der Justizvollzugsschule NRW
anlässlich der Einweihung
und Präsentation der neuen
Übungsräume. 

Der Umbau des ehemaligen
Schwimmbades wurde mit Un-
terstützung des Bau- und Lie-
genschaftsamtes innerhalb
von eineinhalb Jahren reali-
siert und wird künftig für Aus-

und Fortbildung der Strafvoll-
zugsbediensteten Verwen-
dung finden.
In den neuen Übungsräumen
demonstrierten Bedienstete
des allgemeinen Vollzugs-
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Die Anwendung unmittelbaren Zwanges gelingt unproblematisch,
wenn abgestimmt im Team vorgegangen und agiert wird.

Der Langstockeinsatz hält Störer auf Distanz und erlaubt und ermöglicht
einen relativ risikolosen Zugriff.

dienstes aus der Justizvoll-
zugsanstalt Wuppertal ein-
drucksvoll, auf welch profes-
sionelle Weise Eingriffs- und
Sicherungstechniken in engen
Räumen mit Erfolg durchge-
führt werden können. Zur
technischen Grundausstat-
tung dieser Übungsräume ge-
hören Cam-Corder, Videore-
corder, DVD-Player und Fern-
sehgerät.
Mit großem Engagement und
hoher Professionalität de-
monstrierten Bedienstete der
Justizvollzugsanstalt Wup-
pertal eindrucksvoll, wie be-
sonderen Krisensituationen
im Vollzugsalltag effizient be-
gegnet werden kann. Abspra-
chen und gute Teamfähigkeit
sind Grundlage des Gelingens

von schwierigen Einsätzen
und Garant dafür, dass Verlet-
zungen bei notwendigen Ein-
sätzen weitgehend vermieden
werden können.
Mit der Einrichtung der beson-
deren Übungsräume sind rea-
listische Bedingungen für die
sachgerechte Einübung der
Eingriffs- und Sicherungs-
techniken geschaffen worden.
Die Übungen vollziehen sich
damit in einem räumlichen
Umfeld, wie es auch in den
Hafthäusern der Vollzugsein-
richtungen anzutreffen ist. Mit
der Einrichtung dieser
Übungsräume sind die Rah-
menbedingungen für die Aus-
und Fortbildung der Bediens-
teten des Strafvollzuges deut-
lich verbessert worden. 

Zur Einweihung der neuen Übungsräume waren zahlreiche Vertreter
aus den Vollzugseinrichtungen und Aufsichtsbehörden des Vollzuges
nach Wuppertal angereist.

Arbeitstherapie bei der JVA Essen:

Ein Schmuckstück und noch weit mehr

Seit Mitte dieses Jahres ist bei der Justizvollzugsanstalt Essen eine Arbeitstherapie eingerichtet. Zwölf
Inhaftierten wird die Möglichkeit eröffnet, Defizite in Arbeitsverhalten, Arbeitsmotivation und Ar-
beitshaltung abzubauen, wenn sie die sonstigen Voraussetzungen für die Teilnahme an einer der-

artigen Maßnahme der beruflichen Rehabilitation erfüllen. Die Qualifizierungsmaßnahme ist auf die
Dauer von vier Monaten angelegt und stellt einen Crashkurs zur Schaffung oder zur Wiederherstellung
der Arbeitsfähigkeit dar.

Ein Produkt, das erhöhte Anforde-
rungen an das handwerkliche Ge-
schick der Therapieteilnehmer
stellt.

Das Konzept der Arbeitsthera-
pie setzt die durch das Justiz-
ministerium erlassenen
„Richtlinien zur Durchfüh-
rung arbeitstherapeutischer
Maßnahmen“ konsequent um.
Es gliedert sich in die Phasen
Diagnostik, Motivation, Be-
schäftigung und Werken. Pa-
rallel zu den Arbeitsphasen
werden werktags unterschied-
liche Gruppen verpflichtend

angeboten. So sind die Teil-
nehmer gehalten, an einem
Training zum Erwerb sozialer
Kompetenzen ebenso teilzu-
nehmen, wie an einer Reflexi-
ons- und Selbsthilfegruppe.
Das verpflichtende Betreu-
ungsangebot wird abgerundet
durch eine Malgruppe und den
Sport- und Werkunterricht.
Die Arbeitsanforderungen
werden von Phase zu Phase

kontinuierlich gesteigert.
Doch bevor es soweit ist, müs-
sen sich die Bewerber für die
Arbeitstherapie einem Aus-
wahlverfahren stellen. Im Falle
des Bestehens ist ein Vertrag
zu unterzeichnen, mit dem
sich die Teilnehmer verpflich-
ten, die vorgegebenen Regeln
strikt einzuhalten. Die Anstalt
sagt ihrerseits zu, dem Pro-
banden nach erfolgreichem
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Jedem Teilnehmer steht eine eige-
ne Werkzeugkiste zur Verfügung,
für die er allerdings auch verant-
wortlich ist.

JVAI Arno Karpenstein ist einer der Initiatoren und die „gute Seele“ der
Arbeitstherapie.

Abschluss der Therapie einen
angemessenen Arbeitseinsatz
zuzuweisen.
Hierdurch soll vermieden wer-
den, dass sich die Arbeitsthe-
rapie zu einen reinen Produkti-
onsbetrieb oder zu einer „Be-
schäftigungstherapie der ge-
hobenen Art“ zu entwickeln.
Die Maßnahme beinhaltet ei-
nen arbeitspädagogischen
Schwerpunkt. Die Teilnehmer
lernen den Umgang mit ver-
schiedenen Materialien (Pa-
pier, Holz, Ton) sowie die
Handhabung der erforderli-
chen Werkzeuge und Maschi-
nen. Für den sachgerechten
Umgang mit Maschinen und
Werkzeugen bei der Behand-
lung der verschiedenen Mate-
rialien entwickelte der An-
staltspädagoge, der auch
sonst maßgeblicher Ideenge-

ber war, ein durchstrukturier-
tes und den jeweiligen Erfor-
dernissen angepasstes Kon-
zept, dessen Umsetzung von
ihm regelmäßig überwacht
wird. 
Während der Motivations- und
der Beschäftigungsphase wird
mit einem Belohnungssystem
gearbeitet Es werden Punkte
vergeben, die gegen Tabak
(fünf Punkte), Kaffee (acht
Punkte), CDs (zehn Punkte)
oder Ähnliches eingetauscht
werden können. Vergeben wer-
den die Punkte in der Reflexi-
onsgruppe, in der die Proban-
den konkrete Rückmeldungen
erhalten, um ihr Sozialverhal-
ten einordnen und verändern
zu können. 
Dem Projektstart vorausge-
gangen war eine umfangreiche
Planung unter Mitwirkung der
Fach- und Werkdienste sowie
der Vertreter der Arbeitsver-
waltung. Nicht zuletzt zeigten
sich Justizvollzugsanstalten,

bei denen Arbeitstherapien be-
reits am Netz sind, außeror-
dentlich kooperativ: Hier seien
genannt die Anstalten Bo-
chum, Herford, Werl und ins-
besondere Remscheid, deren
Konzept einen wesentlichen
Impuls für das Essener Projekt
gab.
Bemerkenswert war bei der
Beschaffung und dem Trans-
port der notwendigen Einrich-
tung auch die Hilfestellung der
Justizvollzugsanstalten Gel-
senkirchen, Wuppertal und
Düsseldorf sowie die große Un-
terstützung durch die Justiz-
vollzugsschule, NRW, die das
dringend benötigte Mobiliar
zur Verfügung stellte.
Die ganze Maßnahme wäre je-
doch nicht zu verwirklichen
gewesen, wenn nicht Landes-
justizvollzugsamt und Justiz-

ministerium die finanziellen
Rahmenbedingungen geschaf-
fen hätten, um die Arbeitsthe-
rapie einrichten und mit Aus-
sicht auf Wirksamkeit gestal-
ten zu können. 
Für die Initiatoren, ein Werk-
aufsichtsbeamter, ein Pädago-
ge und zwei Vertreter des Psy-
chologischen Dienstes, war die
Einrichtung der Arbeitsthera-
pie absolutes Neuland. Keiner
rechnete von vornherein mit
einem problemlosen Verlauf.
Im Vorfeld wurde das Konzept
auch von Nicht-Beteiligten
heftig diskutiert. Es sei zu
überfrachtet; die Dauer der
Maßnahme sei zu kurz; Quer-
einstiege seien nicht möglich,
waren die Kritikpunkte.
Umso überraschender war es
zu sehen, wie schnell die recht
heterogen zusammengesetzte,
schwierige Teilnehmergruppe
zu einem Team zusammen-
wuchs und zwischen Teilneh-
mern Akzeptanz entstand, die

sich früher eher ablehnend ge-
genüber gestanden hatten. So
ist es beispielsweise gelungen,
einen früher rechtsradikal ori-
entierten Gefangenen, der ex-
trem ausländer- und behin-
dertenfeindliche Ansichten
vertrat, nun mit solchen Ge-
fangenen ins Gespräch zu
bringen. Über erste sporadi-
sche Kontakte hinaus ent-
stand mit der Zeit Kooperation
in der Gruppe. Zwischenzeit-
lich sind Freundschaften dort
entstanden, wo früher nur Ab-
lehnung vorherrschte. Dies
war sicherlich kein primäres
durch die Arbeitstherapie an-
gestrebtes Ziel. Nach den ers-
ten Monaten kann jedoch fest-
gestellt werden, dass die Ge-
fangenen durchgängig deutli-
che Verhaltensveränderungen
aufweisen. Zu Beginn der
Maßnahme bestand das Inte-
resse der Gefangenen eher da-
rin, den Vollzugsalltag mög-
lichst belastungsarm zu ge-
stalten, was seitens der Gefan-
genen im Nachhinein auch be-
stätigt wurde. Mittlerweile
sind die Teilnehmer jedoch
teamfähig geworden, haben
Frustrationstoleranz entwi-
ckelt und − im positiven Sinne
− ihre Grenzen, aber auch ihre
Fähigkeiten kennen gelernt.
Diese und weitere von den
Trainern wahrgenommene Ef-
fekte konnten durch regelmä-
ßige Erhebungen, Selbst- und
Fremdeinschätzungen, Teste

und Explorationen bestätigt
werden.
Insgesamt darf das Konzept
bereits jetzt − kurz vor Ablauf
der ersten viermonatigen Maß-
nahme − als gelungen angese-
hen werden. Es wird wesent-
lich weniger nachgebessert
werden müssen, als zunächst
angenommen worden ist. So
wird daran gedacht, an die Ar-
beitstherapie eine „Auslauf-
phase“ anzuhängen, in der die
Teilnehmer weiter beschäftigt
werden, für sie aber gleichzei-
tig eine Beschäftigung in der
Anstalt gesucht wird. Hier-
durch würde die Möglichkeit
des jederzeitigen Arbeitsplatz-
wechsels bei gleichzeitiger Ver-
meidung von Zeit der Beschäf-
tigungslosigkeit geschaffen.

In der Motivationsphase sind Papierbrücken konstruiert und gebastelt
worden, die dann einem Belastungstest unterzogen wurden.

www.bsbd-nrw.dewww.bsbd-nrw.dewww.bsbd-nrw.dewww.bsbd-nrw.de
Besuchen Sie uns im Internet
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Kriminalitätsentwicklung in NRW

FDP fordert: Straftäter konsequent verfolgen und verurteilen

Die FDP im Landtag Nordrhein-Westfalen hat die rot-grüne Landesregierung im Oktober 2004
nachdrücklich aufgefordert, die Rahmenbedingungen für die Justiz so zu gestalten, dass Straftäter
konsequent verfolgt und verurteilt werden können. „Zur Zeit herrscht eher das justizpolitische Cha-

os“, sagte der rechtspolitische Sprecher der FDP-Landtagsfraktion, MdL Jan Söffing, mit Blick auf die ab-
nehmende Zahl der Verurteilungen. „Die rückläufige Zahl der Verurteilungen ist angesichts der Kriminali-
tätsentwicklung in NRW nicht aussagekräftig. Die wahre Ursache für den Rückgang ist vielmehr die völ-
lige Überlastung des Justizapparats, besonders der Staatsanwaltschaften. Statt zu verurteilen werden
deshalb viele Verfahren eingestellt“, kritisierte der FDP-Politiker die rigide Haushaltspolitik der Landes-
regierung zu Lasten des Justizapparates.

MdL Jan Söffing, rechtspolitischer
Sprecher der FDP-Landtagsfrakti-
on, spricht sich für eine effiziente
Ausstattung von Justiz und Straf-
vollzug aus.

Besonders besorgniserregend
sei die „dramatisch angestie-
gene Gewaltkriminalität bei
Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen“. „Rot-Grün ist
auch hier gescheitert“, be-
merkte Söffing. Die Gewaltkri-
minalität habe sich bei Ju-
gendlichen verdreifacht. Die
Rückfallquote betrage fast 80
Prozent. „Rot-Grün ist es nicht
gelungen, eine Antwort auf
diese Entwicklung zu finden“,

lautete die vernichtende Kritik
des Rechtsexperten.
Vor diesem Hintergrund be-
kräftigte die FDP ihre Forde-
rung, das Augenmerk beim
Strafvollzug auf Jugendliche
und Heranwachsende zu len-
ken. 
„Die Jugendlichen müssen auf
ein Leben in Freiheit vorberei-
tet werden, damit die Rückfall-
quoten sinken. Das gelingt nur
mit einem streng geordneten

Tagesablauf in den Jugend-
haftanstalten sowie mit schu-
lischer Bildung und Ausbil-
dung während der Haft. Rot-
Grün muss nacharbeiten. Nur
mit guten Worten wird das Pro-
blem nicht zu lösen sein“, for-
derte Söffing die Landesregie-
rung dazu auf, gerade in den
gesellschaftlichen Mehrwert
versprechenden Bereich des
Jugendvollzuges zu investie-
ren.

Volleyballmeisterschaften in Heinsberg

Favoriten setzten sich durch

Wenn es um die Ausrichtung von Volleyballmeisterschaften
geht, zählt Heinsberg zu den ersten Adressen im Straf-
vollzug. Nicht verwunderlich also, dass Heinsberg zum

wiederholten Male als Ausrichter der Landesmeisterschaften fun-
gierte. Bereits im Vorfeld dieses sportlichen Ereignisses hatten die
Organisatoren der Meisterschaft logistische Probleme zu bewälti-
gen, weil sich immerhin vierzehn Mannschaften für das A- und
sechs Mannschaften für das B-Turnier angemeldet hatten. Dass die
Meisterschaft trotzdem ohne größere Reibungsverluste ins Werk
gesetzt werden konnte, ist dem Organisationsteam der JVA Heins-
berg zu danken. Sportlich dominierten die Sportler aus Gelsenkir-
chen und Köln, die ihrer Favoritenrolle mehr als nur gerecht wur-
den.

Nach der Mühsal der sportlichen Betätigung sorgte die Siegerehrung mit
den Pokalübergaben für den gerechten „Lohn“ für die gezeigten tech-
nischen Fertigkeiten und Anstrengungen. Das Bild zeigt Norbert Till-
mannshöfer (Mitte) und Hans Tholen (links) bei der Übergabe des Sie-
gerpokals an den Spielführer des Gelsenkirchener Teams.

Norbert Tillmannshöfer,
Pfarrer und Schirmherr der
Meisterschaft, und Franz-Jo-
sef Fronk, Vorsitzender des
Justizvollzugssportvereins
Heinsberg, begrüßten die zahl-
reich angereisten Sportler, die
erwartungsfroh dem sportli-
chen Wettkampf entgegen fie-
berten. Verteilt auf zwei Sport-
hallen wurden die Turniere
durchgeführt. Im B-Turnier
musste wegen der kurzfristi-
gen Absage von 4 Mannschaf-
ten der Austragungsmodus
verändert werden. Diese orga-
nisatorischen Eingriffe hatten
allerdings keine Auswirkun-
gen auf das sportliche Engage-
ment der Volleyballer. Hoch
motiviert widmeten sie sich
den Vergleichskämpfen.
Schnell stellte sich heraus,
dass der Titelverteidiger aus

Köln mit dem festen Willen
nach Heinsberg angereist war,
seinen Titel erfolgreich zu ver-
teidigen.
Es entwickelten sich spannen-
de und ausgeglichene Aus-
einandersetzungen auf be-
achtlichem technischen Ni-
veau. Konnte sich Köln ohne
Punktverlust relativ souverän
für das Endspiel qualifizieren,
war es doch einigermaßen
überraschend, dass das
Heinsberger B-Team in das
Endspiel einziehen konnte.
Hier wuchsen die Heinsberger
Kollegen schier über sich hi-
naus und lieferten dem Favori-
ten aus Köln einen spannen-
den Kampf. Packende Spiel-
szenen rissen die zahlreichen
Zuschauer immer wieder zu
Beifallsstürmen hin.
Durch herausragende An-

griffsleistungen gelang es
Heinsberg zunächst, das Spiel
ausgeglichen zu gestalten.
Während des ersten Satzes
wechselte die Führung mehr-
fach, ohne dass sich eine
Mannschaft entscheidend ab-
setzen konnte. Erst im End-
spurt dieses Satzes gelang es
Köln, durch zwei glücklich ab-
geschlossene Angriffe mit
25:23 die Oberhand zu behal-
ten. Mit dem Nachlassen der
Kräfte und dem Schwinden der
Konzentration spielte der Titel-
verteidiger im zweiten Satz sei-
ne ganze Routine und Erfah-
rung aus. Schnell lag man mit

fünf Punkten in Führung und
gab sie nicht wieder ab. Nach
der Hälfte des Satzes schwand
bei den Heinsberger Kollegen
die Hoffnung, dem Spiel noch
eine entscheidende Wende ge-
ben zu können. Man ergab sich
in die sich abzeichnende Nie-
derlage. Köln setzte sich letzt-
lich klar und verdient mit
25:16 Punkten durch; die vier-
te Titelverteidigung in Folge
war gelungen. Hervorragende
Stimmung herrschte beim A-
Turnier. Das Herz der volley-
ballinteressierten Zuschauer
schlug höher, als sich dreizehn
konkurrierende Teams an-
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Die Frauen aus den Reihen des JVSV-Heinsberg waren während des ge-
samten Turniers für das leibliche Wohl der Sportler zuständig. Dieser an-
spruchsvollen Aufgabe entledigten sich die Damen mit Charme und Hu-
mor. Mit kleinen Präsenten bedankte sich der Vorstand des JVSV-Heins-
berg für die Mühen und das gezeigte Engagement.

Im B-Turnier standen sich in der Vorrunde die Teams aus Dortmund
(rechts) und Heinsberg gegenüber. Über weite Strecken der Begegnung
waren die beiden Mannschaften spieltechnisch gleichwertig, so dass am
Ende die bessere konditionelle Verfassung den Ausschlag für die Heins-
berger Kollegen gab.

schicken, dem Titelverteidiger
aus Gelsenkirchen endlich Pa-
roli zu bieten. Auf drei Spielfel-
dern wurde gepritscht, gebag-
gert und geschmettert, was
das Zeug hielt, um den jeweili-
gen sportlichen Gegner nieder-
zukämpfen. Die Teams waren
mit vielen aktiven Volleybal-
lern gespickt, so dass hoch-
klassiger Sport geboten wurde.
„Volleyball vom Feinsten“,
war deshalb die Meinung vieler
Zuschauer, die sich dieses
Turnier nicht entgehen lassen
wollten. Es wurde gefightet
und gekämpft, jeder Punkt war
wichtig, konnte bei der Endab-

rechnung der entscheidende
sein. Gegen 16 Uhr waren die
Vorrundenspiele beendet. Das
Ergebnis war einigermaßen
überraschend, weil neben dem
Turnierfavoriten aus Gelsen-
kirchen, der zum achten Mal in
Folge in ein Endspiel einzog,
das Team des Veranstalters
das Finale erreichte. Eine ge-
schlossene Mannschaftsleis-
tung und eine deutliche Leis-
tungssteigerung bildeten die
Basis dieses Erfolges. 
Die Spannung war kaum zu
überbieten, als sich die zwei
besten Mannschaften des Tur-
niers anschickten, in 2 Spiel-

sätzen den diesjährigen Lan-
desmeister zu ermitteln. Ein
Krimi deutete sich an, denn die
Heinsberger blockten gut und
waren dem klaren Favoriten
aus Gelsenkirchen ein eben-
bürtiger Gegner. Erst in der
Schlussphase des 1. Satzes
riss bei den Heinsbergern der
Spielfaden. Gelsenkirchen er-
zielt Punkt auf Punkt und ent-
scheid den Satz 25:16 für sich.
Im 2. Satz wurde es noch ein-
mal spannend.
Die Heinsberger Kollegen
stemmten sich gegen die dro-
hende Niederlage und konnten
zwischenzeitig die Führung

übernehmen. In der Schluss-
phase setzte sich die Erfah-
rung und die konditionelle
Stärke der Gelsenkirchener
Mannschaft durch. Mit 25:18
ging der Satz schließlich noch
deutlich an den alten und neu-
en Volleyballlandesmeister.
Bei der neunten Auflage der
Meisterschaft konnte sich die
JVA Gelsenkirchen zum ach-
ten Mal in Folge durchsetzen.
Damit wurde ein Rekord auf-
gestellt, der nur schwer zu top-
pen sein wird, zumal Gelsen-
kirchen die erneute Titelvertei-
digung bereits „angedroht“
hat. 

GlosseGlosse

Justus V. 
Anonymus

Tach 
auch

Feiertag 
ist
Feiertag

Na, wie jeht et? Alles
klar? Ich mein jetz,
im Jroßen und

Janzen. Weihnachtsje-
schenke schon alle je-
kauft? Ich han noch nix.
Weihnachten fällt dieses
Jahr ja auch eher beschei-
den aus, nich nur kalen-
dermäßig, sondern ooch fi-
nanziell.
Letztens war ich im
Schpätdienst, da sät der
Willi zu mir: „Hömma, wei-
ße, dat heute eijentlich
Feiertach is?“ − „Wie Feier-

tach“, sach ich. − „Ja, heu-
te is Feiertach. Buß- und
Bettach. Früher war da
frei. Aber jetz hamse uns
den Feiertach geschtri-
chen. Dat kommt jetz jroß

in Mode. Feiertachschtrei-
chen bringt die Wirtschaft
in Schwung.“ − „Dat jlaub-
se ja wohl selbs nich!“ −
„Stimmt,“ sät der Willi,
„aber die Politiker un die
Wirtschaftsbosse jlauben
dat. Mehr Schtunden für
dat jleiche Jeld und weni-

ger Feiertare macht die Ar-
beit billijer.“ -
„Ja aber, wenn jeder von
uns mehr arbeitet, dann
jibbet ja noch wenijer Ar-
beit für die anderen, un

dann sind noch mehr ar-
beitslos“. − „Jenau!“ − „Al-
so klaut der Öffentliche
Dienst den anderen die Ar-
beit.“ − „Jau! Und bietet
keine Ausbildungsplätze
an“. − „Jau! Also sind wir
Schuld, dat de Konjunktur
nich anschpringt?“ − „Je-

nau, wir sind mal widder
die Bösen“. „Pass mal auf“,
sach ich zu dem Willi,
„wenn wir in zwei, drei
Jahren Weihnachten hier
sitzen, dann frachse mich
beschtimmt: ’Weiße eijent-
lich, dat heute ein Feier-
tach ist?’“ - „Jenau! Dafür
haben wir dann aber einen
islamischen Feiertach am
Ende vom Ramadan“. −
„Na jut, feiern wir halt Ra-
madan-Ende. Son biss-
chen Fasten tät mir sowie-
so janz jut“.
So, jetz muss ich aber na-
chem Aldi. Da jibbet jüns-
tige Weihnachtsjeschenke.
Machtet jot. Bis nächstes
Jahr. Frohe Weihnachten,
ne jute Rutsch un fröhli-
ches Fasten.

Euer Justus V. Anonymus
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Risiken durch private Dienstleister
im NRW-Strafvollzug nicht hinnehmbar!
BSBD-Hauptvorstand fordert Politik auf, einen behandlungsorientierten Strafvollzug zu garantieren

Im Zentrum der Beratungen des BSBD-Hauptvorstandes standen am 18. November 2004 sowohl die
Privatisierungsabsichten der rot-grünen Landesregierung als auch die Vorstellung des NRW-Kabinetts,
die durch Bull angestoßene Dienstrechtsreform über die Föderalismuskommission zu verwirklichen. Ir-

ritationen hatten in diesem Zusammenhang Äußerungen des NRW-Justizministers Wolfgang Gerhards
gegenüber Medienvertretern ausgelöst, der mit dem Einsatz privater Dienstleister größere Risiken ver-
bunden sieht als mögliche Gewinne. Damit dürfte auch dem Letzten klar geworden sein: Auch der Minis-
ter erkennt die Gefahren der Teilprivatisierung vollzuglicher Leistungen für die Innere Sicherheit dieses
Landes und stellt „mögliche“ Effizienzgewinne oder Kostenreduzierungen grundsätzlich infrage. Im Ver-
lauf der Sitzung gratulierte BSBD-Chef Jäkel dem BSBD-Ehrenvorsitzenden Hans Wilhelm Schmidt zu des-
sen 50jähriger Mitgliedschaft in der Gewerkschaft Strafvollzug.

Die massive Kritik der BSBD-
Delegierten konzentrierte sich
vor allem auf den Umstand,
dass Minister Gerhards den
Echteinsatz privater Dienst-
leister im geschlossenen Voll-
zug der JVA Wuppertal und im
offenen Vollzug der JVA Atten-
dorn praktisch erproben will,
obwohl er durch das Parla-
ment lediglich einen Prüf- und
keinen Erprobungsauftrag er-
halten habe. „Von dem für den
Strafvollzug zuständigen Res-
sortchef muss man erwarten
dürfen, dass er Schaden vom

Vollzug abwendet, wenn er zu
der Erkenntnis gelangt, eine
solche Erprobung bringe we-
der Kosten- und Effizienzvor-
teile“, stellte ein Delegierter
nachdrücklich fest. Im Zuge
der engagiert geführten Dis-
kussion wurde auch die Ein-
schätzung und Vermutung ge-
äußert, das Haus am Martin-
Luther-Platz sei, was die Teil-
privatisierung des Vollzuges
anbelangt, starken politischen
Einflüssen ausgesetzt und
werde praktisch fremdbe-
stimmt. 

BSBD-Chef Klaus Jäkel forderte
die Politik auf, bei der Teilprivati-
sierung vollzuglicher Aufgaben
die objektiv vorhandenen Risiken
nicht zu übersehen.

BSBD-Chef Jäkel konnte diese
Einschätzung nicht bestätigen,
wies aber gleichzeitig darauf
hin, dass NRW-Finanzminis-
ter Dieckmann federführend
für die Realisierung des PPP-
Projektes in Ratingen sei. Gera-
de dieses Projekt ist es, das bei
den Strafvollzugsbediensteten
den größten Unmut hervorruft,
kann man es doch getrost als
den Einstieg in die volle Priva-
tisierung vollzuglicher Aufga-
ben ansehen. „Wenn schon zur
Erreichung eines Einheits-
dienstrechts der Artikel 33 des
Grundgesetzes der Modifizie-
rung bedarf, kann das „kleine
rechtliche Problem, das bislang
eine volle Privatisierung von
Vollzugseinrichtungen unter-
sagt en passent mit beseitigt
werden“, stellte Jäckel sarkas-
tisch fest.

Ländern, hat seinem Auftrag-
geber, Finanzminister Jochen
Dieckmann, im Rahmen eines
umfangreichen Gutachtens
attestiert, dass der Einsatz
privater Dienstleister nicht
kostengünstiger ist als die
Beschäftigung von Justiz-
vollzugsbediensteten. Trotz
dieser Erkenntnisse hält der
Finanzminister weiter daran
fest, den Betrieb der künftigen
Ersatzanstalt für die JVA Düs-
seldorf zu mehr als 20 Prozent
in private Hände zu geben. Als
problematisch ist aus Sicht
des BSBD-Vorsitzenden auch
die in Aussicht genommene
Vertragslaufzeit von 25 Jahren
zu bewerten. Eine solch lange
Vertragsbindung ist zwar für
die Gefängnisindustrie von
Vorteil und deshalb sicher ge-
wünscht; ob sie auch für den
Strafvollzug von Nutzen sein
wird, darf allerdings stark be-
zweifelt werden. Klaus Jäkel
wies die Vertreter der BSBD-
Ortsverbände darauf hin, dass
man zunehmend den Ein-
druck gewinnen müsse, dass
die Landesregierung ihre Vor-
stellungen umsetzen möchte,
ohne durch die mahnenden
Stimmen der Praxis „belästigt“
zu werden. Wahrscheinlich sei
es, dass sich diese erkennbare
Tendenz soweit verfestigen
werde, dass nur heißen könne:
„Augen zu und durch!“ 

Die zu beobachtende Entwick-
lung, für fast alle politischen
Handlungsfelder den externen
Sachverstand der mit Haf-
tungsausschluss operieren-
den Beratungsgesellschaften
hinzu zu ziehen, befindet sich
auf ungebremsten Expansi-
onskurs. So wusste der stv.

dbb- und BSBD-Landesvor-
sitzende Wolfgang Römer zu
berichten, dass für Gutachten
derzeit mehr Haushaltsmittel
aufgewendet werden müssen,
als für den Ausbau des NRW-
Straßennetzes. Als besonders
zündendes Beispiel für Steuer-
verschwendung führte der Ge-
werkschafter das durch die
Landesregierung in Auftrag
gegebene, 250.000 Euro teure
Gutachten zur Klärung der
Frage an, welche Auswirkun-
gen es auf das ökologische Ge-
bilde „Wald“ hat, wenn dieser
durch einen Mann oder durch
eine Frau betreten wird! Auf
die Beantwortung dieser Frage
hat die Gesellschaft in unse-
rem Land seit Jahren offenbar
sehnlichst gewartet. 

Stv. dbb- und BSBD-Landesvorsit-
zender Wolfgang Römer hielt mit
Kritik am ausufernden Hang der
Politik zur Gutachtenbeauftra-
gung nicht hinterm Berg.

Eigenverantwortlich 
oder fremdbestimmt?

Keine Kostenvorteile 
durch Privatisierung!
Misslich ist es in einer solchen
Situation, wenn Fakten be-
kannt werden, die die eigenen
Regelungsabsichten als un-
realistisch erscheinen lassen.
Ein solches Missgeschick ist

jetzt der Landesregierung un-
terlaufen. Deloitte Consulting,
eine der weltweit führenden
Prüfungs- und Beratungsge-
sellschaften mit mehr als
120.000 Angestellten in 150

Ohne Gutachten
geht politisch
fast nichts mehr!

Bei der Neu-
gestaltung der
Arbeitszeit- und 
Dienststundenrege-
lung zeichnet sich
ein Kompromiss ab
Landesvorsitzender Klaus
Jäkel informierte die Delegier-
ten der Ortsverbände darüber,
dass sich ganz aktuell ein
Durchbruch bei der Neuge-
staltung der Arbeitszeit für den
allgemeinen Vollzugs- und den
Werkdienst abzeichne. Zwar
seien noch nicht alle Detailfra-
gen geklärt, doch habe der
BSBD in intensiven Verhand-
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Für Unmut sorgten die Absichten der Landesregierung, das geltende
Dienstrecht nicht modifizieren, sondern abschaffen zu wollen. 

Die Delegierten stärken sich für den bevorstehenden Diskussionsmara-
thon.

blau geeinigt. Nach Einschät-
zung des Ministers ist die
Schaffung einer zentralen Klei-
derkammer und die Anglei-
chung der Dienstkleidung so-
wohl in Form- als auch in Farb-
gebung an die der Polizei er-
strebenswert. Zur Meinungs-
bildung wird der BSBD in Kür-
ze die Untergliederungen in
den Diskussionsprozess ein-
beziehen, damit die künftige
Gestaltung der Dienstklei-
dung von den betroffenen Kol-
leginnen und Kollegen mitge-
tragen und akzeptiert werden
kann. Der BSBD wird sich, so-
viel lässt sich schon sagen,
nicht allein mit der Anglei-
chung der Dienstkleidung zu-
frieden geben. Eine Anglei-
chung ist nach Einschätzung
des Hauptvorstandes auch bei
der Höhe von „Gitter-“ und „Po-
lizeizulage“ dringend geboten.

„Die Positionen sind gefunden,
die Stellungen gegraben.“ Den
größten Änderungsbedarf
beim Tarif- und Dienstrecht
sieht das Land Nordrhein-
Westfalen. Die Brechstange,
um in die Besitzstände der Be-
schäftigten des öffentlichen
Dienstes eingreifen zu können,
ist im Beamtenrecht schnell
ausgemacht. In den zurücklie-
genden Jahren hat die Politik
einen Probelauf nach dem an-
deren initiiert und realisiert. 
Wegen dieser Entwicklung hat
sich der dbb entschlossen,
künftig zu agieren statt zu rea-
gieren. Ausfluss dieses Strate-
giewechsels sind die mit Bun-
desinnenminister Otto Schily

geführten Verhandlungen
über die Modernisierung des
geltenden Dienstrechts. Er-
freulich war, dass die Ver-
handlungsergebnisse auch
durch Ver.di mitgetragen wer-
den. Dies ist allein deshalb
wichtig, weil die öffentlichen
Arbeitgeber die Beschäftigten
nicht mehr auseinander divi-
dieren können. Hinsichtlich
der einzelnen Vereinbarungen
darf auf die Darstellung in der
Ausgabe 4-5/2004 dieser
Fachzeitschrift verwiesen wer-
den. Trotz des sachgerechten
Agierens des Bundesinnenmi-
nisters ist die Gefahr noch
nicht gebannt, dass Berufsbe-
amtentum könne im Zuge der

Arbeit der Föderalismuskom-
mission gänzlich abgeschafft
werden. Die Risiken lauern da-
bei in allen politischen Lagern.
Sollten sich die Protagonisten
eines neuen Dienstrechts
durchsetzen müssten die Be-
troffenen mit drastischen Ein-
kommensreduzierungen rech-
nen. Der Reformbeauftragte
der nordrhein-westfälischen
Landesregierung, Staatsse-
kretär a.D. Riotte, hat anläss-
lich einer Sitzung des BSBD-
Landesausschusses keinen
Zweifel daran gelassen, wohin
die Reise gehen soll: „Die NRW-
Landesregierung will keine Än-
derung des Berufsbeamten-
tums, sie will die Abschaffung
des Berufsbeamtentums! Ei-
ne wesentliche Effizienz- und
Qualitätssteigerung erwarten
wir von der Möglichkeit, uns je-
derzeit von jedem Bediensteten
trennen zu können“. Hierzu
stellte Klaus Jäkel fest: “ Diese
Entwicklung muss gestoppt,
dieser Trend muss um jeden
Preis gebrochen werden, wol-
len Beamte in diesem Bundes-
land noch eine berufliche Per-
spektive und Zukunft haben.
Nachdem die deutsche Wirt-
schaft bereits herunter gewirt-
schaftet ist, heißt es nun, die
deutsche Infrastruktur vor ei-
nem gleichen Schicksal zu be-
wahren“, widersprach Jäkel
unter großem Applaus der
Teilnehmer den politischen
Absichten der Landesregie-
rung. „Lieber etwas gutes Al-
tes, als etwas schlechtes Neu-
es!“

lungen erreichen können,
dass von der Absicht, eine „Sie-
ben-Tage-sieben-Nächte“-Re-
gelung für den allgemeinen
Vollzugsdienst einzuführen,
Abstand genommen werde. In-
nerhalb eines Zeitraumes von
vier Wochen besteht ein Min-
destanspruch auf ein freies
Wochenende; in den übrigen
drei Wochen besteht ein An-
spruch von jeweils einem frei-
en Tag. Können diese Tage aus
zwingenden dienstlichen
Gründen nicht gewährt wer-
den, ist später Freizeitaus-
gleich zu bewilligen. 
Für die tägliche Arbeitszeit sol-
len den Behördenleitern und
den örtlichen Personalräten
Rahmenregelungen zur Verfü-
gung gestellt werden, die eine
große Flexibilität für die einzel-
nen Vollzugseinrichtungen er-
öffnen. Dabei soll, so Jäkel, die
tägliche Arbeitszeit an den
Werktagen zehn Stunden
nicht über - und acht Stunden
nur ausnahmsweise unter-
schreiten dürfen. An den Wo-
chenenden und in besonders
begründeten Fällen können
Dienstschichten bis zu 12
Stunden Dauer zugelassen
werden.
Mit dieser Regelung, erläuterte
der Gewerkschafter, sei si-
chergestellt, dass die Sollar-
beitszeit in Höhe von überwie-
gend 41 Stunden an fünf Ta-
gen geleistet werde könne.
„Tritt diese Regelung in Kraft,
dann hat der BSBD die Fünf-
Tage-Woche für den allgemei-
nen Vollzugsdienst sichern
können“, stellte Jäkel unter
dem Beifall der Mitglieder des
Hauptvorstandes fest. Lang-
wierige Verhandlungen hätten
somit zu einem konstruktiven
Ergebnis geführt. Der BSBD,
führte Jäkel aus, habe sein
vordringliches Ziel erreicht,
nämlich verhindert zu haben,
dass die Kolleginnen und Kol-
legen neben der Verlängerung
der Wochenarbeitszeit auch
noch mit der Verteilung der Ar-
beitszeit auf mehr als fünf Tage
belastet werden.

Durch Justizminister Wolf-
gang Gerhards ist die Frage
der Gestaltung der Dienstklei-
dung thematisiert worden.
Den Hintergrund hierfür bildet
die Diskussion über das künf-
tig bundseinheitliche Ausse-
hen der Polizeiuniformen. Die
Innenminister haben sich zwi-
schenzeitlich auf die Farbe

Neue Dienstkleidung
sinnvoll?

Neugestaltung des Tarif- und des Dienstrechts steht 
weiter auf der politischen Tagesordnung
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Eine ständige Zunahme der
Rechtsschutzanträge beob-
achtet Peter Brock, der
Rechtsschutzbeauftragte des
BSBD, in seiner täglichen Ar-
beit. Die Entwicklung sei
durchaus besorgniserregend.
Zwar sei die gefahrengeneigte
Arbeit im Strafvollzug beson-
ders anfällig für Rechtsstrei-
tigkeiten. Festzustellen sei je-
doch vermehrt die Tendenz,
dass Personalentscheidungen
nicht mehr klaglos hingenom-
men werden. Nach Brocks
Einschätzung sollten die Per-

sonalvertretungen verstärkt
dazu übergehen, aufkeimen-
des Konfliktpotential aufzu-
greifen und moderieren. In vie-
len Fällen ließen sich Probleme
unschwer einer allseits trag-
baren Lösung zuführen. Wich-
tig sei jedoch, dass der Ver-
mittlungsprozess frühzeitig
beginne. Der Rechtsschutzbe-
auftragte wird die Entwicklung
beobachten, damit der erfor-
derliche Schutz der Kollegin-
nen und Kollegen unausge-
setzt gewährleistet werden
kann. 

Bis 1995 war Hans W.
Schmidt als Dezernent bei der
Hammer Aufsichtsbehörde tä-
tig, bevor er in den wohlver-
dienten Ruhestand trat. An-
lässlich der Hauptvorstands-
sitzung konnte Klaus Jäkel
den rüstigen Jubilar für 50jäh-

rige Mitgliedschaft im BSBD
ehren. 
Den langen und überaus er-
folgreichen Werdegang des Ju-
bilars im Strafvollzug des Lan-
des Nordrhein-Westfalen
zeichnete BSBD-Chef Klaus
Jäkel nach. Bis zum Eintritt in

den Ruhestand konnte
Schmidt etliche Stufen der
Karriereleiter erklimmen.
Nachdem er bei der JVA Hövel-
hof langjährig als Sozialarbei-
ter tätig war, übernahm er an-
schließend die Fachaufsicht
für diese Berufsgruppe beim
Präsidenten des Justizvoll-
zugsamts Hamm. Nach sei-
nem Ausscheiden aus der ak-
tiven Gewerkschaftsarbeit des
BSBD erfolgte die Übernahme
in den höheren Vollzugs- und
Verwaltungsdienst. 
Dem BSBD trat Schmidt be-
reits im Jahre 1954 bei. Im
Ortsverband Hövelhof über-
nahm er Verantwortung für die
Gewerkschaftsarbeit auf örtli-
cher Ebene, bevor er 1965 zum
BSBD-Landesvorsitzenden ge-
wählt wurde. Dieses Ehren-
amt, das er bis 1985 innehatte,
füllte er mit großer Tat- und
Schaffenskraft aus. In dem
Prozess zur gesetzliche Rege-

lung des Strafvollzuges brach-
te er die Interessen der Straf-
vollzugsbediensteten nach-
drücklich ein. Unter seiner
Führung avancierte der BSBD
zur führenden Interessenver-
tretung der Strafvollzugsbe-
diensteten.
Für die Verdienste, die sich
Kollege Schmidt um die Ver-
tretung und Durchsetzung der
Belange der Strafvollzugsbe-
diensteten, aber auch um die
rechtliche und inhaltliche
Ausgestaltung eines effizien-
ten Strafvollzuges erworben
hat, wurde ihm am 25. März
1977 durch den Bundespräsi-
denten das Bundesverdienst-
kreuz am Bandes des Ver-
dienstordens und am 10. Ja-
nuar 1985 das Verdienstkreuz
1. Klasse des Verdienstordens
der Bundesrepublik Deutsch-
land verliehen. Damit fand die
ehrenamtliche Gewerk-
schaftsarbeit, die im Hinblick
auf die investierte Zeit und Ar-
beitskraft nicht hoch genug
bewertet werden kann, die er-
forderliche sichtbare öffentli-
che Anerkennung.
Als Hans W. Schmidt 1985
den Landesvorsitz in die Hän-
de seines unvergessenen
Nachfolgers Jochen Sudhaus
legte, wählten ihn der Delegier-
tentag einstimmig zum Ehren-
vorsitzenden des BSBD. 
Landesvorsitzender Klaus Jä-
kel erklärte: „Sehr verehrter
Herr Schmidt! Für Ihren Ein-
satz und Ihr Engagement für
die gewerkschaftliche Vertre-
tung der Interessen der Be-
schäftigten des Vollzuges habe
ich Dank abzustatten. Wir
wünschen Ihnen noch viele
ausgefüllte Jahre im Kreise Ih-
rer Familie, eine stabile, ro-
buste Gesundheit und persön-
liche Zufriedenheit.

Hans W. Schmidt (li.) ist 50 Jahre
Mitglied im BSBD. Landesvorsit-
zender Klaus Jäkel würdigte das
herausragende Wirken des Jubi-
lars für den Strafvollzug und des-
sen Bedienstete.

Ehrenvorsitzender Hans Wilhelm Schmidt 
für 50jährige Mitgliedschaft geehrt

Der Wind wird rauer

Personalsituation in den Vollzugs-
einrichtungen gibt Anlass zur Sorge
Die vier Bezirkssprecher, die
Kollegen Buschmeier, Bör-
ner, Starosta und Oelke, ga-
ben einen detaillierten Über-
blick über die Mitgliederent-
wicklung in den einzelnen Be-
zirken des Landes. Bei ihren
zahlreichen Besuchen, so die
übereinstimmende Meinung,
hätten sie sich in den Vollzugs-
einrichtungen ein deutliches
Bild von den personellen Eng-
pässen machen können. Der-
zeit stellten besonders die be-
fristeten Arbeitsverträge ein
ernstes Problem dar. Sollten

diese Stellen in Wegfall gera-
ten, wäre die dadurch eintre-
tende Arbeitsverdichtung
nicht mehr aufzufangen. Der
BSBD-Vormann Klaus Jäkel
stellte zu dieser Problematik
fest, dass aufgrund vertrauli-
cher Hinweise damit gerechnet
werden könne, dass NRW-Jus-
tizminister Gerhards persön-
lich über den Umgang mit be-
fristeten Stellen in Kürze ent-
scheiden wird. Im Vorfeld die-
ser Entscheidung, so Jäkel,
strebe der BSBD ein Gespräch
mit dem Minister an.

BSBD demonstriert Solidarität mit Opel-Mitarbeitern
Ortsverband Bochum beteiligt sich an Mahnwache vor den Werkstoren des Weltkonzerns

Seit Jahren kämpft die deutsche Automobilindustrie um den Erhalt ihrer Arbeitsplätze. Dabei hatte
man so große Hoffnungen in den Strukturwandel „weg von der Steinkohle − hin zum Automobil-
bau“ gesetzt. Gerade in Bochum schien dieser Wandel zu gelingen. Doch der Preisdruck der Kon-

kurrenz und eine die deutschen Markenprodukte behindernde Marketingstrategie des Mutterkonzerns
General Motors ließen Opel in die roten Zahlen rutschen. Nachdem in der heutigen Zeit nur noch kurz-
atmig auf Quartalsergebnisse geblickt wird, verlangte General Motors nachhaltige Einsparungen vom
Personal, um die eklatanten Managementfehler der Vorstände kompensieren zu können. 

Dabei hatten die Opelianer da-
rauf gesetzt und gebaut, nach
dem fast vollständigen Nieder-
gang des Bergbaus mit der An-
siedlung der Automobilindus-
trie eine sichere Perspektive
für den Broterwerb zu haben.

Das Schicksal deutscher Ar-
beitnehmer ist für global orien-
tierte Manager aber lediglich
ein Randproblem, das auf
schnelle und kostengünstige
Lösung wartet. Entsprechend
rigoros war der Umgang mit

dem eigenen Personal, als im
Oktober 2004 Gerüchte von
drastischen Sparmaßnahmen
bis hin zur Aufgabe der Stand-
orte Rüsselsheim und Bochum
die Runde machten.
Während in Rüsselsheim die

Produktionsbänder weiterlie-
fen, standen sie in Bochum
still. Die kampferprobten
Opel-Mitarbeiter verlangten
Klarheit vom Opel-Vorstand,
ob der Standort Bochum er-
halten bleibt. In dieser Phase
der Unsicherheit und Ratlosig-
keit, hielten die Beschäftigten
im Oktober 2004 Mahnwa-
chen vor den Werkstoren ab.
Die um ihre Arbeitsplätze ban-
genden Arbeiter machten ins-
besondere auf die verheeren-
den arbeitsmarktpolitischen
Konsequenzen aufmerksam,
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Rainer Fregonese und Kolleginnen und Kollegen des Bochumer Ortsver-
bandes überbrachten den Opel-Beschäftigten die Solidaritätsadresse
des BSBD und bestärkten sie in ihrem Bemühen, um den Fortbestand ih-
rer Arbeitsplätze zu kämpfen und politischen Druck zu erzeugen. 

Das ist charmante Seite der Solidarität. Schwer bepackt mit Verpflegung
aller Art unterstützten die Kolleginnen und Kollegen die um ihre Arbeits-
plätze bangenden Opel-Mitarbeiter.

Man muss nicht nur zur Stelle sein, erst die Artikulation der Solidarität
erzielt die richtige Wirkung. Rainer Fregonese (li.) überbrachte den
Opel-Beschäftigten die Solidaritätsadresse der Strafvollzugsbedienste-
ten und sicherte auch für die Zukunft Unterstützung zu.

Wenn Detroit hustet, fällt Bochum noch lange nicht. Die Opel-Beschäftig-
ten waren begeistert über die Unterstützung, die sie durch den Bochu-
mer BSBD-Ortsverband erfuhren.

die die Schließung des Opel-
Standortes Bochum für das
gesamte Ruhrgebiet hätte. Die
Arbeitslosigkeit würde weiter
sprunghaft ansteigen, ekla-
tanter Kaufkraftverlust und
brisanter sozialer Sprengstoff
wären die unmittelbaren Fol-
gen.
In dieser aufgeheizten Situati-
on entschloss sich der Ortsver-
band Bochum zu einer sponta-
nen Solidaritätsaktion.
Schließlich können Strafvoll-
zugsbedienstete die Sorgen,
Nöte und Ängste der Opel-Mit-
arbeiter nachvollziehen, ha-
ben doch viele von ihnen vor
ihrem beruflichen Engage-
ment im öffentlichen Dienst
den Strukturwandel im Berg-
bau hautnah miterlebt. 
Nach kurzer Abstimmung mit

der BSBD-Landesleitung zo-
gen am 18. Oktober 2004 un-
ter der Leitung des Ortsver-
bandsvorsitzenden Rainer
Fregonese zahlreiche BSBD-
Mitglieder vor die Werkstore
von Opel, um den dort warten-
den Opel-Beschäftigten ihre
uneingeschränkte Solidarität
zu bekunden. 
Nicht schlecht staunten die
Opel-Beschäftigten, als bei
nasskaltem Herbstwetter die
BSBD-Mitglieder auftauchten,
um warme Getränke, belegte
Brötchen und andere Lebens-
mittel zu verteilen. Die Unter-
stützung war hoch willkom-
men. Rückhalt bei den Men-
schen der Region zu verspü-
ren, war für die Opelaner wich-
tig, standen sie doch mit den
Rücken an der Wand. Auch
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den vor Ort anwesenden Me-
dienvertretern war der Auftritt
der Strafvollzugsbediensteten
nicht verborgen geblieben. 

OV-Vorsitzender Rainer Fre-
gonese wies in mehreren Fern-
seh-Interviews darauf hin,
dass es niemanden in der Re-
gion kalt lassen könne, wenn
General Motors die Schließung
des Standortes Bochum plane.
In einer solchen Situation sei
es geradezu eine Selbstver-
ständlichkeit für den BSBD
Solidarität zu zeigen. „Wenn
Opel als Beschäftigungsmotor
wegbricht, dann gehen hier
bald die Lichter aus! Bevor es
aber so weit ist, werden die
Menschen des Ruhrgebietes,
und speziell die betroffenen
Kolleginnen und Kollegen, al-
les unternehmen, um eine sol-
che Entwicklung zu verhin-
dern“, erläuterte Fregonese
die Motivationlage der Straf-
vollzugsbediensteten. 

BSBD-Landesvorsitzender
Klaus Jäkel begrüßte die Akti-
vitäten des Bochumer Ortsver-
bandes und machte gegenüber
dem Westdeutschen Rund-
funk (WDR) deutlich, dass
auch die Strafvollzugsbe-
diensteten der Solidarität der
Bevölkerung bedürfen. Im
Strafvollzug sei die Lage zwar
nicht derart existentiell be-
drohlich wie bei Opel, doch
drohe durch die Teilprivatisie-
rung vollzuglicher Leistungen
nicht nur Lohndumping in die

Vollzugseinrichtungen einzu-
ziehen, nein, auch gravierende
Qualitätseinbußen zu Lasten
eines effizienten Behand-
lungsvollzuges seien zu be-
fürchten. 

Drastische Einschnitte 
in die Einkommen

Zwischenzeitlich ist Einiges
klarer geworden, der Bühnen-
donner ist verzogen. Übrig
bleiben, auch wenn die Schlie-
ßung des Bochumer Standor-
tes verhindert werden kann,
drastische Einschnitte in die
Einkommen der Beschäftig-
ten. 
Der Opel-Vorstand wird hinge-
gen wieder einmal ungescho-
ren davon kommen, obwohl er
sich durch zahlreiche Manage-
mentfehler „ausgezeichnet“
hat.
Der Gesamtbetriebsrat von
Opel hofft derzeit, dass be-
triebsbedingte Kündigungen
durch Auffanggesellschaften
und Joint Ventures vermieden
werden können. − Ein Hoff-
nungsschimmer, der am Ende
gar keiner ist? Bis zum 01. Fe-
bruar des kommenden Jahres
sollen die Beschäftigten Klar-
heit haben. Absehbar ist aber
bereits, dass die Opel-Be-
schäftigten den Erhalt ihres
Arbeitsplatzes durch Lohnver-
zicht und längere Arbeitszei-
ten werden teuer bezahlen
müssen; doch was ist die Alter-
native?

Kurz notiert
Karl Domeyer
begeht 90. Geburtstag
Karl Domeyer, Jahrgang
1914, beging am 9. Dezember
2004 seinen neunzigsten Ge-
burtstag. Hierzu übermittelt
der BSBD herzliche Glück-
wünsche. Dem altgedienten
BSBD-Mitglied und rüstigen
Ruheständler gelten die be-
sonderen Wünsche für das
neue Lebensjahr. Wie Walter
Sawert, Pensionärsvertreter
in der JVA Essen, dem „Voll-
zugsdienst“ mitteilte, ist Karl
Domeyer seit dem 1. Januar
1952 aktiv im BSBD engagiert.
Er begann seinen Dienst in der
JVA Essen am 1.12.1951,
nachdem er zuvor Berufssol-
dat war. Im Ortsverband war er
lange Zeit als Kassierer tätig.
Der BSBD bedankt sich bei
Karl Domeyer für die Treue
zur Fachgewerkschaft und

wünscht ihm alles Gute, ins-
besondere Gesundheit und ein
langes Leben. 

Ehepaar Bracht
feiert 
Eiserne Hochzeit
Im letzten „Vollzugsdienst“ be-
richteten wir über den Kolle-
gen Heinz Bracht. Leider ver-
gaßen wir, ihm ebenfalls zur
Eisernen Hochzeit zu gratulie-
ren, die er am 7.Oktober 2004
zusammen mit seiner Gattin
feierlich begehen konnte. Wir
wünschen dem Jubelpaar
nachträglich alles Gute, noch
viele erfüllte, gemeinsame
Jahre bei guter Gesundheit
und persönlichem Wohlerge-
hen. 

Zum Weihnachtsfest 
und Jahreswechsel

Was sich an einschneidenden
Maßnahmen im öffentlichen
Dienst bereits in den zurück-
liegenden Jahren − von Jahr
zu Jahr stärker − andeutete,
ist nunmehr vollends eingetre-
ten. Reduzierung des Realein-
kommens, Verlängerung von
Lebens- und Wochenarbeits-
zeit, Stillstand im Hinblick auf
berufliche Entwicklungsmög-
lichkeiten, schleichender Per-
sonalabbau sowie die Über-
führung öffentlicher Dienst-
leistungen in private Träger-
schaft in einem Umfang, wie er
bisherige Vorstellungen weit
übersteigt, kennzeichnen die
Gesamtsituation des öffentli-
chen Dienstes. Der sensible
Bereich des Strafvollzuges ist
von diesen Entwicklungen
nicht mehr ausgenommen.
Was in den Jahren zuvor an be-
deutenden Erfolgen für die Be-
schäftigten im Strafvollzug er-
reicht werden konnte, lässt
sich in Anbetracht der be-
kannt schlechten Rahmenbe-
dingungen nicht in dem wün-
schenswerten Maße fortentwi-
ckeln und fortschreiben. Der
öffentliche Dienst hat mittler-
weile Einkommenseinbußen
und gravierende Einschnitte
in seine Strukturen hinneh-
men müssen, die − bei allem

Verständnis für schlechter ge-
wordene finanzpolitische Rah-
menbedingungen − unzumut-
bar und auch unvertretbar
sind. Solche Entwicklungen
bleiben nicht ohne Folgen auf
die Arbeitsmotivation der Be-
schäftigten und damit auch
auf die Leistungsstärke in al-
len Bereichen des öffentlichen
Dienstes. Eine derartige Ent-
wicklung wirkt sich auf zah-
lenmäßig kleine Gruppen in-
nerhalb des öffentlichen
Dienstes, wie sie u.a. im Straf-
vollzug anzutreffen sind, be-
sonders nachteilig aus. 

Die beängstigend hohe Ar-
beitslosigkeit ist nach wie vor
das zentrale gesellschaftliche
Problem und ihre Überwin-
dung eine große politische He-
rausforderung. Bei außeror-
dentlich guten Exportzahlen
stagniert die Binnenachfrage
und sorgt dafür, dass sich das
Wirtschaftswachstum seit
Jahren unterhalb des Niveaus
bewegt, das zur Schaffung zu-
sätzlicher Beschäftigung er-
forderlich ist. Die durchaus
positive außenwirtschaftliche
Entwicklung muss jetzt durch
eine nachhaltige Steigerung
der Binnennachfrage gestützt
werden. Die Lohnrunden des
kommenden Jahres sollten
daher diesen Gesichtspunkt
nicht aus den Augen verlieren.
Allein durch Konzentration auf
den Export werden wir unsere

Probleme nicht bewältigen
können. Die Bundesregie-
rung sollte ihre Wirtschafts-
politik stärker nachfrageo-
rientiert gestalten und dabei
auch den öffentlichen Dienst
angemessen berücksichti-
gen. Für weitere Einbußen
bei den Realeinkommen ha-
ben die Beschäftigten im öf-
fentlichen Dienst kein Ver-
ständnis mehr.

Eine auf hohem Niveau sta-
gnierende Kriminalität, stän-
dig steigende Gefangenenzah-
len und neue Aufgabenwei-

Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Nachfrageorientierte 
Wirtschaftspolitik intensivieren

Funktionstüchtiger
Strafvollzug im 
erfolgreichen Kampf
gegen Kriminalität
unverzichtbar

Klaus Jäkel
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sungen an den Strafvollzug
stellen sowohl die Sicherheits-
behörden, nicht weniger aber
auch den Vollzug, vor erhöhte
Anforderungen. 
Obwohl die Politik diese
grundlegenden Veränderun-
gen im Strafvollzug erkannt
hat, ist sie offenkundig nur
halbherzig bereit, die sich da-
raus notwendigerweise erge-
benden Konsequenzen zu er-
greifen. Bei allen politisch Ver-
antwortlichen sollte sich die
Einsicht Raum verschaffen,
dass der Kampf gegen eine ho-
he Kriminalität nicht nur eine
effiziente Polizei, sondern
ebenso dringend einen wirksa-
men, funktionstüchtigen
Strafvollzug erfordert. So ge-
sehen leistet auch der Straf-
vollzug mit seinen Beschäf-
tigten einen wesentlichen
Beitrag zur Inneren Sicher-
heit unserer Gesellschaft.
Was die Polizei angeht, so be-
steht allgemeiner Konsens da-
rüber, dass im Hinblick auf die

erhöhten Anforderungen die
Laufbahnen dieser Berufs-
gruppe attraktiv auszugestal-
ten sind. Dabei kann und darf
nicht übersehen werden,
dass auch den Beschäftigten
des Strafvollzuges bei ver-
gleichbaren Anforderungen
sowohl eine sachangemesse-
ne Personalausstattung als
auch verbesserte Berufsper-
spektiven zugebilligt werden
müssen.
Der BSBD sieht für das Jahr
2005 seine vorrangigste Auf-
gabe darin, alle politischen
Möglichkeiten zu nutzen,
um die berechtigten Anlie-
gen der Strafvollzugsbe-
diensteten hörbar und im po-
litischen Raum mehrheitsfä-
hig zu machen. Das ist ge-
werkschaftlicher Auftrag im
Interesse der Beschäftigten
des Vollzuges und zugleich
gesellschaftlicher Auftrag
im Interesse des Schutzes
der Allgemeinheit vor stei-
gender Kriminalität.

Die Zauberformel „Privatisierung“ löst 
die Grundprobleme des Strafvollzuges nicht!
Dem allgemeinen Trend fol-
gend, halten die politisch Ver-
antwortlichen die Privatisie-
rungsidee für Teile des Straf-
vollzuges für den „Stein der
Weisen“ und versprechen sich
davon eine preisgünstige Mög-
lichkeit, anerkannte Personal-
lücken im Vollzug zu schlie-
ßen. Dabei scheint die Qualität
des Vollzuges ebenso von
nachrangiger Bedeutung zu
sein, wie die Prüfung der recht-
lich nicht unbedeutenden Fra-
ge, ob und inwieweit hoheitli-
che Aufgaben grundsätzlich
auf private Sicherheitsdienste
übertragbar sind. 
Der BSBD hat in der Vergan-
genheit gesteigerten Wert da-
rauf gelegt, dass durch eine
verbesserte Ausbildung der
Strafvollzugsbediensteten die
Qualität und damit die Effi-
zienz des Vollzuges gesteigert
wird. Es kommt einem Aus-
verkauf des Strafvollzuges
gleich, wenn nicht speziell
für den Dienst ausgebildete
private Sicherheitsdienste
mit Vollzugsaufgaben be-
traut werden und zumindest
auf diesem Gebiet das Ge-
waltmonopol des Staates
teilweise der gewinnorien-
tierten unternehmerischen
Dispositionsfreiheit unter-
worfen wird.
Eine Steigerung der Qualität
und Effizienz des Vollzuges ist

nur über den Weg eines eige-
nen qualifizierten Personal-
körpers möglich. 
Die privatwirtschaftlich orga-
nisierte Verwahrung als preis-
werte Ersatzlösung zum be-
handlungsorientierten Straf-
vollzug unterläuft den komple-
xen gesetzlichen Auftrag, für
dessen Umsetzung nur die Be-
schäftigten des Vollzuges
selbst ausgebildet und befä-
higt sind. Der Hinweis auf leere
Haushaltskassen kann die
eklatante Vernachlässigung
der Interessen des Strafvollzu-
ges und die seiner Beschäftig-
ten keinesfalls rechtfertigen.
Schließlich ist Strafvollzug ei-
ne Pflichtaufgabe des Landes,
die es vorrangig wahrzuneh-
men gilt. 
Dass die Bediensteten des
Strafvollzuges ihre Vorstellun-
gen von einer sinnvollen, dem
gesetzlichen Auftrag verpflich-
teten beruflichen Tätigkeit of-
fensiv vertreten, dafür können
die Aktionen während des zu-
rückliegenden Jahres als Be-
leg dienen. 
Die Kolleginnen und Kollegen
haben damit den Beweis er-
bracht, dass ihnen die konkre-
te Ausgestaltung des Vollzuges
wichtig ist, und sie zudem
nicht gewillt sind, angestamm-
te Rechtspositionen wider-
spruchs- und widerstandslos
aufzugeben.

Als weitere Bedrohung empfin-
den die Kolleginnen und Kolle-
gen die Absicht der NRW-Lan-
desregierung, ein völlig neues
Dienstrecht durchzusetzen.
Es scheint den Verantwortli-
chen aus der Politik auch klar
zu sein, dass es kaum eine
Mehrheit in Bund und Län-
dern für diesen Vorschlag ge-
ben wird; indes bewirkt die
Verfolgung dieser falschen
Zielsetzung in effizienter Art
und Weise, Forderungen von
Interessenvertretungen nach
einer sachgerechten Ausge-
staltung der Besoldungs-
strukturen nachdrücklich zu-
rückzuweisen, weil man an der
Entwicklung der vorhandenen
Strukturen kein Interesse
mehr hat. Damit diese Strate-
gie nicht zu einer Beeinträchti-

gung der vitalen Interessen der
Strafvollzugsbediensteten
führt, bedarf es des solidari-
schen Zusammenstehens aller
Kolleginnen und Kollegen. Nur
gemeinsam werden wir die
Stärke aufbringen, um uns
aus der derzeitigen Umklam-
merung der Politik zu lösen
und wieder offensiv für unsere
gerechtfertigten Forderungen
kämpfen zu können. Zur Errei-
chung der angestrebten Ziele
wünsche ich uns allen Ge-
sundheit, Kraft und Ausdauer,
nicht weniger aber eine prag-
matische und realistische
Sicht für das Machbare.
Zum Weihnachtsfest und zum
neuen Jahr bin ich mit allen
guten Wünschen für Sie per-
sönlich und Ihre Familien 
Ihr Klaus Jäkel

„Bull(e)“ muss im Stall bleiben

Heute schon
gelacht?
Heute schon
gelacht?
Ein Student hat sich das
Bein gebrochen und er-
scheint deshalb zwei Monate
nicht zur Vorlesung. Als er
wieder kommt, fragt ihn der
Professor: „Wie geht es Ih-
nen?“ Der Student antwor-
tet: „Gut, ich laufe besser als
je zuvor.“ Darauf der Profes-
sor: „Also alles was Ihnen
dann noch fehlt, ist ein an-
ständiger Schädelbruch.“ 

❊

Ein Student fällt durch das
Abschlussexamen an der
Uni, der Professor gibt ihm
eine Sechs. Student: „Wes-
halb bestrafen Sie mich?
Verstehen sie überhaupt et-
was?“ Professor: „Ja − sicher
verstehe ich etwas!“ Student:
„Gut, ich will sie etwas fra-
gen, wenn Sie die richtige
Antwort geben, nehme ich
meine Sechs und gehe.
Wenn Sie jedoch die Antwort
nicht wissen, geben Sie mir
eine Eins.“ Professor: „Gut,
wir machen das Geschäft.“
Student: „Was ist legal, aber
nicht logisch, was ist logisch,
aber nicht legal und was ist
weder logisch noch legal?“
Der Professor kann ihm
auch nach langem Überlegen
keine Antwort geben und
gibt ihm eine Eins. Danach
ruft der Professor seinen
besten Sudenten und stellt
ihm die gleiche Frage. Dieser

antwortet sofort: „Sie sind
63 Jahre alt und mit einer
30-jährigen Frau verheira-
tet, dies ist legal, jedoch
nicht logisch. Ihre Frau hat
einen 25jährigen Liebhaber,
dies ist zwar logisch, aber
nicht legal. Sie geben dem
Liebhaber Ihrer Frau eine
Eins, dies ist weder logisch
noch legal!“

Kluge Sprüche
1. Ordnung ist das halbe

Leben, drum ordne nie
und lebe ganz. 

2. Nichts zu tun ist besser
als mit viel Mühe nichts
zu schaffen. 

3. Lieber fernsehgeil als
radioaktiv. 

4. Lieber heimlich schlau
als unheimlich dumm. 

5. Humor ist etwas, was
man nicht hat, sobald
man es definiert. 

6. Das Internet bietet Mil-
lionen Antworten auf
nie gestellte Fragen. 

7. Lebe so als sei jeder Tag
Dein letzter. Eines Ta-
ges wirst Du recht ha-
ben! 

8. Das Chaos sei willkom-
men. Die Ordnung hat
versagt! 

9. Alles hat Grenzen, nur
die Dummheit ist un-
endlich. 

10. Wie lange eine Minute
sein kann, hängt davon
ab, auf welcher Seite
der Toilettentüre man
sich befindet. 

11. Wer zuletzt lacht, hat es
nicht eher begriffen.


